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Die fröhliche Tina Turner aus der Innerschweiz
habe es so genossen, auf dieser Bühne ihr Ding
zu machen, es sei einfach wunderbar gewesen.
Auch wenn sie nicht jeden Ton traf, die Herzen
der Zuschauer berührte sie. Ihre Frische und
Echtheit überzeugten die Zuschauer zum
Schluss mehr, als die gesanglichen Qualitäten
von Sandra Wild. Der Sieg und die mediale Auf-
merksamkeit kämen zwar unverhofft, aber sie
fühle sich nicht überfordert. «Mega schön» sei
es, so gelobt zu werden.

Jetzt freut sie sich darauf, eine CD aufzuneh-
men, am liebsten möchte sie Mundart singen,
und soulig soll es daher kommen. Sie ist schon
ganz kribbelig, wenn sie an den Helikopterflug
am Samstag denkt. Dann wird sie wie ein VIP
nach Emmenbrücke geflogen und dort von ihren
Fans empfangen und gefeiert. «Ich lebe meinen
Traum», sagt sie, «jetzt muss ich nur noch auf-
wachen und es begreifen.» Und wenn sie nach
einem Jahr aufwacht und wieder im Backoffice
arbeitet? «Ech probiere eifach, mech selber
zbliibe, ond den chonds, wis mues.»

Backoffice-Assistentin bei einer Immobilien-
firma.

Die ganze «MusicStar»-Crew schloss die quir-
lige Luzernerin schnell ins Herz. Fabienne be-
dankte sich bei den Coaches für die Inputs, bei
den Stylisten für die Outfits, kannte die Namen
der Kameraleute und brachte in den Tanzpausen
ihre Mitstreiter zum Lachen. «MusicStar»-Kandi-
datin Börni Höhn sagt: «Ich bin ein Fabi-Fan. Fabi
ist der lebensfrohste Mensch, den ich kenne.»

Nur einmal, zu Beginn der Castingshow, zeigte
sich Fabienne von ihrer verletzlichen Seite. Sie
sprach über die Angst, an ihrer Hautfarbe zu
scheitern. Diese Bedenken sind nun weg. Ihr Sieg
zeige, dass die Leute in der Schweiz kein Problem
mit ihrem multikulturellen Hintergrund hätten.
Ihr Vater stammt aus Guadeloupe, ihre Mutter ist
Luzernerin. «Ich bin hier geboren und fühle mich
als Schweizerin», sagt sie. Die Bedenken, die sie
hegte, hätten sie nicht gelähmt, eher angespornt.

Ihre Tränen nach den Finalauftritten seien
denn auch echte Freudentränen gewesen. Sie

«Wenn ich singe, fühle ich mich absolut befreit»,
sagt die 20-Jährige.

Doch bevor Fabienne ihren Lebenstraum, von
der Musik leben zu können, weiterverfolgte, kon-
zentrierte sie sich auf ihre kaufmännische Lehre.
Ihre Chance kam vergangenes Jahr nach ihrem
Lehrabschluss. Dann entschied sie sich, ihr
Glück bei «MusicStar» zu versuchen. Ihr Vater
brachte eine Tina-Turner-DVD nach Hause und

übte mit ihr fürs Casting den Hit,
der sie in der Finalsendung
zum MusicStar machen
sollte. «Er analysierte mit
mir Tina Turners Bewe-
gungen, und ich übte, so

zu gehen wie sie.» Als
Fabienne es unter

die «Music-
Star»-Finalis-
ten schaffte,
kündigte sie
ihren Job als

Von Monica Müller

M
it ihrem Sieg hatte niemand gerech-
net, zuletzt sie selbst. Doch auf der
Zielgeraden hat Fabienne Louves
die Topfavoritin Sandra Wild über-

holt. Ihr Lebensmotto «ech probiere eifach,
mech selber zbliibe, ond den chonds, wis mues»
hat sich bewährt.

Seit Fabienne sechs Jahre alt ist, macht sie
Musik. Sie spielte Gitarre, Orgel und tanzte und
sang immerzu im Wohnzimmer. 1998 gründete
sie zusammen mit zwei Mädchen die Band «Girls
to Girls». Gemeinsam veröffentlichten sie zwei
Singles und ein Album und traten als Vorgruppe
der No Angels am Openair Tufertschwil vor 10
000 Fans auf. Das Gefühl, vor einer tobenden
Menge zu singen,
hat Fabienne
seit damals nicht
mehr losgelassen.

werke mit Gas oder Kernkraftwerke der 3. Gene-
ration mit 1600 MW Leistung. Beide sind für mich
keine langfristige Lösung, sondern allenfalls eine
Überbrückung des Ausfalls der Kernkraftwerke
Beznau und Mühleberg sowie des französischen
Strombezuges. Die Entsorgung nuklearer Abfälle
müssen wir unabhängig davon in den nächsten
Jahren politisch lösen. Und selbstverständlich
werden wir in die Stromnetze investieren müs-
sen, weil die Schweiz in einen europäischen
Stromverbund eingebettet ist. Nur so ist es bei-
spielsweise möglich, unregelmässig anfallenden
Windstrom zu speichern und damit kostbare Spit-
zenenergie zur Verfügung zu haben.

Sämtliche Energieeffizienzmassnahmen auf
Verbrauchs- und Produktionsseite vorausge-
setzt, können wir den künftigen Energiebedarf
zum Heizen, für Mobilität und Strom vorwiegend
mit erneuerbarer Energie decken. Sonne, Wasser,
Wind, Erdwärme und Biomasse werden die Ener-
gie sein für unseren Strom, unsere Heizung und
teilweise den Verkehr. Künftig ist nicht heute
oder morgen, aber übermorgen – in der zweiten
Hälfte dieses Jahrhunderts. Die Etablierung der
neuen erneuerbaren Energien muss allerdings
jetzt massiv forciert werden.

* Peter Anderegg (56) ist Maschineningenieur,
Präsident der SP Dübendorf, Kantonsrat
und Mitglied der kantonsrätlichen Kommission
für Energie, Verkehr und Umwelt.

sind? Wir müssen die verschiedenen Energieträ-
ger gesamthaft betrachten – von einer Strom- zu
einer Energiedebatte kommen. Damit erreicht
man auch höhere Effizienz bei der Energieum-
wandlung. Ein Beispiel dazu: Mit Gas kann man
heizen, Auto fahren, Strom produzieren oder
eben Strom produzieren und gleichzeitig heizen.
Natürlich stehen die verschiedenen Energieträger
zueinander in Konkurrenz: Soll beispielsweise
Gas primär für Strom, Heizung oder an der Tank-
stelle bereitgestellt werden? Entscheidungskrite-
rium muss der effizienteste Einsatz sein.

� Und das führt zur dritten Priorität, zur Energie-
umwandlung beim Strom: Wenn wir uns auf diese
lange Sicht für eine Energieversorgung auf der
Basis erneuerbarer Energien verpflichten, dann
geht es letztlich nicht darum, für eine Übergangs-
zeit auch Strom aus Gas oder Kernkraft zu bezie-
hen. Aber: Es sind letztlich thermische Kraft-
werke mit tiefem Wirkungsgrad. Werden diese
nicht kombiniert mit Fernwärme, gehen Zweidrit-
tel der Energie buchstäblich in die Luft. Moderne
Gas-Dampf-Kraftwerke erreichen immerhin 60%
Wirkungsgrad, mit Wärmeauskoppelung gar 70%.
Es ist daher alles daranzusetzen, die effizienteste
Produktionsart zu wählen. Dezentrale Kraftwär-
mekoppelungsanlagen sind zentralen Grosskraft-
werken vorzuziehen, da ihr Wirkungsgrad höher
ist. Aber auch, weil kleinere Einheiten kleinere
wirtschaftliche Risiken beinhalten als Grosskraft-

verbot für Fahrzeuge mit mehr als 6 Liter Ver-
brauch! Anderseits muss alles unternommen wer-
den, dass sich die Siedlungsentwicklung auf die
Achsen des öffentlichen Verkehrs konzentriert.
Wer mobil ist zu Fuss, mit dem Velo oder dem öf-
fentlichen Verkehr, braucht weniger Energie.
Und letztlich der Strom: Allein der Stand-by-Be-
trieb elektronischer Geräte verschlingt in der
Schweiz die halbe Produktion des Kernkraftwer-
kes Leibstadt. Das Umwelt-Bundesamt in
Deutschland rechnet beim Stand-by-Verbrauch
mit einer Stromverschleuderung von zwei Kern-
kraftwerken wie Leibstadt, nämlich 17 TWh, was
unnötigen Stromkosten von 3,3 Milliarden Euro
entspricht! Ineffiziente Geräte, Beleuchtungskör-
per, Widerstandsheizungen u. a. m. noch gar
nicht mitgerechnet.

� Zweite Priorität gilt der Gesamtenergiebe-
trachtung: Von den 2005 in der Schweiz ver-
brauchten 240 TWh Energie fliessen 35% in die
Treibstoffe, 40% in die Brenn- und Heizstoffe und
25% in den Strom. Angesichts der hitzigen Diskus-
sion bei Kernkraftwerken ist eine quantitative Be-
trachtung dieses Anteils angebracht. Die nahezu
CO2-freie Schweizer Stromproduktion besteht
aus 60% Wasser- und 40% Kernkraft, damit redu-
ziert sich der Kernkraftanteil am Energietotal auf
maximal 10%. Wieso muss ausgerechnet der
Strom das CO2-Problem lösen, wenn Heizung und
Verkehr mit 75% Anteil die Hauptverursacher

Von Peter Anderegg*

D
ie wenig fruchtbare Kernkraftdiskus-
sion zeigt, dass wir klare Prioritäten
setzen müssen.

� Erste Priorität hat die Energieeffi-
zienz beim Verbrauch: Sowohl im Strombereich
als auch im Heiz- und Treibstoffbereich sind rie-
sige Einsparungen möglich – ohne jegliche Kom-
forteinbusse! Nur braucht es da eine Kombination
von Regelungen, Lenkungsmassnahmen und Ei-
geninitiative. Beispiel Heizenergie: Auch wenn
dieser Bereich trotz Zunahme der Wohnfläche ei-
nen sinkenden Verbrauchstrend aufweist, sind
grosse Anstrengungen nötig, um die Öl- und Gas-
abhängigkeit zu verkleinern. Niedrigenergiehäu-
ser sind Stand der Technik; sie kommen praktisch
ohne Fremdenergie aus. Vorschriften für stärkere
Wärmeisolationen sind zwingend – bei Neu- und
Altbauten. Bauherren, die rechnen, werden ohne-
hin eine Energie sparende Bauweise favorisieren.
Beispiel Treibstoff: ein trübes Kapitel, weil der
steigende Verbrauch die grösste Herausforde-
rung ist. Zwar sind Autos mit 3 Liter Verbrauch
Stand der Technik, aber gefahren werden solche
mit 10 oder gar 20 Liter. Dieser Trend kann nur
über Vorschriften, progressive Verbrauchsabga-
ben und hohe Treibstoffpreise umgekehrt wer-
den. Übrigens: China verfügt ab 2008 ein Import-
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Von der Strom- zur Energiedebatte
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Der privatisierte Kommunismus
reich ist, hat sein Vermögen oft durch Beste-
chung oder Korruption verdient. «Durch das
Eigentumsrecht wird all das unrechtmässig
erworbene Vermögen legalisiert», kritisierte Han
Deqiang, Ökonomieprofessor aus Peking und
einer der Unterzeichner der Petition. Die luxu-
riösen Villen in der Shanghaier Altstadt erfahren
künftig den gleichen Schutz wie die Lehmhütten
der verarmten Landbevölkerung. Die reichsten
10 Prozent der Bevölkerung kontrollieren über 40
Prozent des Vermögens. Es sind inzwischen
nicht mehr nur alte Freiheitskämpfer, die das kri-
tisieren. Die Linke ist erstarkt.

Die Kommunistische Partei gerät gleich von
mehreren Seiten unter Druck. Xie Tao,
ehemaliger Vizepräsident der Pekinger
Volksuniversität, forderte in einer Par-
teizeitschrift, China möglichst schnell
in Richtung Demokratie und nach dem
Vorbild eines skandinavischen Wohl-
fahrtsstaates zu entwickeln. Auch Xie
Taos Fraktion hat Unterstützer. Und
ihnen gehen die Reformen nicht
schnell genug.

Chinas Staats- und Parteiführung
bemüht sich um Stabilität und Harmo-
nie, will alle Fraktionen gleichzeitig zu-
frieden stellen. Doch lange wird das
nicht mehr funktionieren. Marktwirt-
schaft und Kommunismus lassen sich
nicht vermählen. Die Zeit der Entschei-
dung ist gekommen. Die Verabschie-
dung des Eigentumsrechts ist ein
Schritt in die richtige Richtung. Doch
immer noch zu zögerlich.
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vergangenen Wochen eine Petition unterzeich-
net, in der die Regierung aufgefordert wird, die
Festschreibung des Eigentumsrechts auszuset-
zen und die weitere Privatisierung der Staatsbe-
triebe zu stoppen. «Das Eigentumsrecht verletzt
die Grundprinzipien des Sozialismus», heisst es
in der Erklärung. Zu den Unterzeichnern gehör-
ten auch der ehemalige Chef der Nationalen Sta-
tistikbehörde sowie etliche Dozenten der Partei-
hochschule und der Akademie der Wissenschaf-
ten. Sie fragen: «Wie kapitalistisch soll China in
Zukunft werden?» Doch es sind keineswegs nur
die Altmarxisten, die sich um die Verwässerung
der reinen Lehre sorgen. Wer in China heute

Privatpersonen erstmals das Recht auf Hausbe-
sitz, Einkommen und persönliches Eigentum
zugesteht – erstmals seit Mao Zedong im Jahr
1949 die Gründung der Volksrepublik China aus-
rief. Nur der Grundbesitz soll in Zukunft noch
exklusiv dem Staat vorbehalten werden.

Der Gesetzesentwurf schützt das Eigentum
des Bürgers vor willkürlichen Enteignungen
durch den Staat oder korrupte Dorfregierungen.
Es ist ein Schritt zur Verbesserung der Rechtssi-
cherheit. Doch im kommunistischen China ist es
noch viel mehr. Nach der Revolution verstaat-
lichte Mao sämtlichen Grundbesitz, alle Firmen
und Fabriken. Niemand sollte in China mit der
Ausbeutung fremder Arbeitskraft Geld
verdienen. Die Kommunistische Partei
heisst übersetzt die «Partei des öffent-
lichen Eigentums». Das neue Eigen-
tumsrecht gestattet es ausdrücklich,
mit privatem Besitz auch Geld zu ver-
dienen.

Schon lange schaffen es die chinesi-
schen Gesetze kaum, mit dem Ent-
wicklungstempo der Volkswirtschaft
mitzuhalten. Es gehört auch in China
schon längst zum Alltag, dass Unter-
nehmer Fabriken, Maschinen und
Waren besitzen, Menschen beschäfti-
gen und damit Geld verdienen. Kein
chinesischer Spitzenpolitiker würde
das so sagen, aber die Legalisierung
des Privateigentums ist nichts anderes
als der Abschied vom Kommunismus
per Gesetz.

Mehrere Tausend Wissenschaftler
und pensionierte Beamte haben in den

Von Janis Vougioukas

K
ein anderes Bauwerk in China reprä-
sentiert das politische System so sehr
wie die Grosse Halle des Volkes, jene
graue Tagungshalle an der Ostseite

des Tiananmen-Platzes in der chinesischen
Hauptstadt Peking. Am Montag ist hier der
Nationale Volkskongress zusammengetreten, die
chinesische Version eines Parlaments, dessen
3000 Delegierte sich einmal im Jahr für zwei
Wochen versammeln. Und wenn die Fernsehka-
meras über das Plenum schwenken, kann man
sehen, dass viele der Mitglieder mit geschlosse-
nen Augen dasitzen und die monotonen Endlos-
reden über sich ergehen lassen.

In diesem Jahr will die Staats- und Parteifüh-
rung ein neues Eigentumsrecht verabschieden.
Und schon jetzt steht fest, dass die Abgeordneten
diesen Tagesordnungspunkt mit grosser Auf-
merksamkeit verfolgen werden. Nur wenige
Gesetzesvorhaben haben in China bisher eine
vergleichbare öffentliche Debatte entfacht. China
steht an einem Scheideweg.

Seit mindestens fünf Jahren zirkulieren erste
Gesetzesentwürfe des Eigentumsrechts in
Peking. Bereits 2004 schrieb der Volkskongress
das Recht auf Privatbesitz in die chinesische Ver-
fassung. Doch was das im Detail zu bedeuten
hatte, war bislang unklar. Der aktuelle Entwurf
umfasst 20 Kapitel, 286 Artikel, insgesamt 21 000
Schriftzeichen. Erstmals soll präzise zwischen
Staatsbesitz, Kollektiveigentum und den privaten
Eigentumsrechten unterschieden werden. Beach-
tenswert ist besonders der neue Artikel 66, der
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